
Umweltbezogene Stellungnahmen 
 
zum Vorentwurf der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Walzel“  
der Stadt Bad Sulza 
 

• Thüringer Landesverwaltungsamt, Raumordnung und Landesplanung 

• Landratsamt Weimarer Land 

• Thüringer Landesamt für Umwelt, Bergbau und Naturschutz 

• Thüringer Landesamt für Denkmalschutz und Archäologie 

• Thüringer Landesamt für Landwirtschaft und Ländlichen Raum 

• Arbeitsgruppe Artenschutz Thüringen e.V. 

• Naturschutzbund Deutschland (NABU) 

• Schutzgemeinschaft Deutscher Wald (SDW) 

• Landesanglerverband Thüringen, Verband der Fischwaid und zum Schutz der 
Gewässer und Natur e. V. 
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Die Dringlichkeit einer Planung muss sich aus städtebaulichen Gründen 
ergeben. Bezogen auf die gesamtgemeindliche Entwicklung darf die Ein­
zelplanung nicht selbst die Weichen für diese Entwicklung stellen und 
diese bestimmen. 

Gemäß § 1 Abs. 8 BauGB gelten Vorschriften dieses Gesetzbuchs über 
die Aufstellung von Bauleitplänen auch für ihre Änderung, Ergänzung und 
Aufhebung. 

Laut textlicher Festsetzungen zur 2. Änderung des Bebauungsplanes „Auf 
dem Walze!" sollen in diesem Bereich die Festsetzungen des Ursprungs­
bebauungsplanes vollständig ersetzt werden. Es handelt sich somit um 
einen Änderungsbebauungsplan. 

Die gravierendsten Änderungen betreffen das Maß der baulichen Nutzung 
und die Bauweise sowie die ursprünglich in diesem Teilgebiet angestrebte 
Vorhaltung der Bauflächen für sozialen Wohnungsbau. 
In der Begründung zum Vorentwurf wird angeführt, dass für die vorher 
festgesetzte Nutzungsbindung sowie für Wohngebäude in geschlossener 
Bauweise aktuell kein Bedarf mehr besteht, wohl aber für eine aufgelo­
ckerte Einzelhausbebauung in offener Bauweise. Dieser geänderte Woh­
nungsbedarf wird jedoch bisher nicht näher begründet. 

Unabhängig von dem noch fehlenden Flächennutzungsplan sollte für die 
Gesamtstadt im Interesse einer geordneten städtebaulichen Entwicklung 
ein Stadtentwicklungskonzept erstellt werden, das u. a. auch Aussagen 
zu den Schwerpunktaufgaben des Wohnungsbaus und deren Standorten 
trifft. 

Die vorliegende Planung ist um weitere Angaben zur Untersetzung der 
des geänderten Wohnbedarfs zu ergänzen. Dabei sollte auch begründet 
werden, ob und wie die Stadt das bisher in Teilen des Gebietes „Auf dem 
Walzel" verfolgte städtebauliche Ziel der Sicherung von Flächen für den 
sozialen Wohnungsbau bereits erfüllt hat bzw. wie dieses Ziel weiterver­
folgt werden soll. 

Auch wenn im vorliegenden Fall bei entsprechender Ergänzung der Be­
gründung von einem zulässigen Ausnahmefall für einen vorzeitigen Be­
bauungsplan ausgegangen werden kann, wird der Stadt dringend gera­
ten, das Flächennutzungsplanverfahren nun zügig einzuleiten und voran­
zubringen, um die städtebauliche Entwicklung im Übrigen nicht zu behin­
dern. 

Der o.g. vorzeitige Bebauungsplan bedarf der Genehmigung gern. § 10 
Abs. 2 BauGB i. V. m. § 8 Abs. 4 BauGB. 
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Veit Bartholomäus

Von: post.landratsamt@wl.thueringen.de im Auftrag von Post.Umweltamt@wl.thueringen.de
Gesendet: Donnerstag, 28. Oktober 2021 13:56
An: Veit Bartholomäus
Betreff: Stellungnahme zur 2. Änderung des B-Plans Auf dem Walzel, Untere 

Immissionsschutzbehörde
Anlagen: Hinweise für die Aufstellung von Wärmepumpen 0815.docx

Sehr geehrte Damen und Herren,  
 
Die Untere Immissionsschutzbehörde des Landkreises Weimarer Land gibt folgende 
 

STELLUNGNAHME 
 
Für das Vorhaben wird die Zustimmung der Unteren Immissionsschutzbehörde mit folgenden Hinweisen 
erteilt: 
 

Hinweise 
Bauphase 
 
1.         Während späterer Bauphase dürfen durch die Bautätigkeiten gemäß Allgemeiner 
Verwaltungsvorschrift zum Schutz gegen Baulärm – Geräuschimmissionen (AVV Baulärm) nachfolgende 
Immissionsschutzrichtwerte für ein Allgemeines Wohngebiet an dem nächstgelegenen Wohnhause nicht 
überschritten werden: 
 
 

tags (07.00 Uhr bis 20.00 Uhr)                      55 dB (A) 
nachts (20.00 Uhr bis 07.00 Uhr)                  40 dB (A) 

 
 
2.    Beim Betrieb der Baustelle sind nach dem Stand der Technik vermeidbare     
       Staubemissionen (insbesondere durch Be- und Entladen, Transport, Lagerung sowie   
       Aushub und Bearbeitung von Erde) weitestgehend zu vermindern. Unvermeidbar   
       auftretende Staubemissionen sind durch die Verwendung der dem Stand der Technik  
       entsprechenden Technologien und Geräte auf ein Mindestmaß zu beschränken.  
 
3.    Maschinen sind bei Nichtgebrauch abzuschalten bzw. zwischen den einzelnen   
       Arbeitsvorgängen stillzulegen, sofern dies den Arbeitsablauf nicht unverhältnismäßig    
       erschwert. Bei dem Einsatz der Baumaschinen sind lärmfreie Zeiten anzustreben. 
 
4.    Die Arbeiten sind insgesamt so durchzuführen, dass schädliche Umwelteinwirkungen   
       verhindert werden, die nach dem Stand der Technik vermeidbar sind. Nach dem Stand    
       der Technik unvermeidbare schädliche Umwelteinwirkungen sind auf ein Mindestmaß zu   
       beschränken. Die beim Betrieb der Anlage entstehenden Abfälle sind ordnungsgemäß zu  
       beseitigen.  
 
5.    Um Störungen der Anwohner (Nachbarschaft) durch übermäßigen Lärm zu vermeiden,   
       ist auf eine sehr gute Planung der Arbeitsabläufe zu achten. 
 
6.    Die grundsätzlichen Anforderungen der 32. Verordnung zur Durchführung des Bundes- 
       Immissionsschutzgesetzes (Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung – 32.  
       BImSchV) sind einzuhalten. Ausnahmen sind bei der zuständigen   
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       immissionsschutzrechtlichen Überwachungsbehörde zu beantragen. 
 
Bei Errichtung und Betrieb eines Kamins  
 
1.         Die Anforderungen der 1. Verordnung zur Durchführung des Bundesimmissionsschutzgesetzes 
(Verordnung über kleine und mittlere Feuerungsanlagen – 1. BImSchV) sind einzuhalten.  
 
2.         Insbesondere muss die einzurichtende Anlage mindestens dem aktuellen Stand der Technik 
entsprechen.  
 
3.         Des Weiteren darf die Feuerungsanlage nur betrieben werden, wenn sie sich in einem 
ordnungsgemäßen technischen Zustand befindet. Sie darf nur mit Brennstoffen nach § 3 Abs. 1 der 1. 
BImSchV betrieben werden, für deren Einsatz sie nach Angaben des Herstellers geeignet ist. 
 
4.         Außerdem ist die Feuerungsanlage, sofern ihre Nennwärmleistung 3,9 Kilowatt übersteigt, so zu 
errichten und zu betreiben, dass die nach Anlage 2 der 1. BImSchV ermittelte Massenkonzentration die im § 
5 Abs. 1 der 1. BImSchV genannten Emissionsgrenzwerte für Staub und Kohlenstoffmonoxid (CO) nicht 
überschritten werden. 
 
Bezüglich Wärmepumpen 
 
1.   Die dieser Stellungnahme beigefügten „Hinweise für die Auswahl und die Aufstellung  
      von Luft- Wärme- Pumpen“ sind zu beachten. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen  
 
Garbsch 
Sachbearbeiter 

 
 
Landratsamt Weimarer Land 
Umweltamt 
Untere Immissionsschutzbehörde 
Bahnhofstraße 28 
99510 Apolda 
 
Telefon: 03644-540194 
Telefax: 03644-54088190 
post.umweltamt@wl.thueringen.de 
www.weimarerland.de 

Diese E-Mail-Adresse dient nur zum Empfang einfacher formfreier Mitteilungen. Der Zugang zur formgebundenen elektronischen Kommunikation 
nach § 3a Abs. 2 ThürVwVfG und § 36a Abs. 2 SGB I wird durch die Verwendung dieser E-Mail-Adresse nicht eröffnet. Beachten Sie hierzu die 
Hinweise zur elektronischen Kommunikation mit dem Kreis Weimarer Land auf www.weimarerland.de unter „Rechtliches“. 
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Hinweise für die Auswahl und die Aufstellung
von Luft- Wärme- Pumpen

• Bei der Auswahl des Gerätes sollte auf die vom Hersteller angegeben SchaLl-
leistungspegel geachtet werden. Es sind bereits Geräte erhältlich, bei denen
der Schallleistungspegel unter 50 dB (A) liegt.

Hauptgeräuschquellen sind die Ventilatoren. Größere Ventilatoren und die da-
mit verbundenen geringeren Drehzahlen erzeugen weniger Lärm.

Die von den Ventilatoren erzeugenden Geräusche sollten nicht tonhaltig und
die tieffrequenten Geräuschanteile gering sein. Ist dies nicht den Herstelleran-
gaben zu entnehmen, sollte beim Hersteller nachgefragt und eine Garantieer-
klärung eingeholt werden.

Eine Innenaufstellung der Luft- Wärme- Pumpe ist gegenüber derAußenauf-
Stellung bzw. Splitbauweise (AufstelLung innen und außen) zu bevorzugen.

Der Standort der Luft- Wärme- Pumpe oder die Lage von Luftein- und ausläs-
sen sollten im maximalen Abstand zu und idealerweise abgewandt von schüt-
zenswerten Immissionsorten in der Nachbarschaft wie Schlaf- und Wohnräu-
men oderAußenbereichen wie Terrassen und Balkone liegen.

Die Anlage sollte vorzugsweise nicht zwischen Gebäuden sondern in Richtung
Verkehrsfläche aufgestettt werden. Eine Reflexion des Schalles an Wänden ist
zu verhindern.

Außen aufgestellte Geräte sollten nicht auf schatlharten Böden wie Beton,
Fließen oder Asphalt errichtet werden. Besser sind Z.B. Grasflächen, Rinden-
mulch o.a..

Bitte beachten Sie die Einhaltung des Immissionsrichtwertes für Geräusche an
den nächstgelegenen Wohnhäusern in Abhängigkeit der Einstufung des Gebie-
tes gemäß Baunutzungsverordnung. Auskunft erteilt das Umweltamt des Krei-
ses Weimarer Land, Telefon 03644/540671 .





























 
 
 
 
 
   KEK Kommunalentwicklung Mittel- 
   deutschland GmbH 
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                  www.ag-artenschutz.de 
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                    Nach Bundesnaturschutzgesetz  

             anerkannter Naturschutzverband 
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Stellungnahme 
 

 
Stadt Bad Sulza 

2. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Walzel“ 
 
 
Sehr geehrter Herr Bartholomäus, 
 
nach Durchsicht der uns vorliegenden Unterlagen nehmen wir wie folgt Stellung. 
 
Aus der Sicht des Artenschutzes kann der 2. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem 
Walzel“ zugestimmt werden.  
 
Da die Einschätzung „Lebensraum für geschützte Tierarten wird im Plangebiet ………… 
eine geringe Wertigkeit gegeben“  unsererseits nicht geteilt wird, sollte von einer pauscha-
len Beurteilung Abstand genommen werden. Es sei denn, es können faunistische Gutach-
ten vorgelegt werden. 
Welche Artengarnitur das dortige Gebiet bewohnt (z.B. Vögel, Kleinsäuger, Fledermäuse, 
Insekten) ist unklar.  
Da die Fällung von Bäumen vorgesehen ist, sollten diese Arbeiten im Zeitraum November 
bis Ende Februar erfolgen.  
Standortgerechte Bäume können nachgepflanzt werden und die Gestaltung von dreireihi-
gen Hecken wäre ein Beitrag zum Artenschutz.  
 
Die Versiegelung der Flächen sollte so gering wie möglich gehalten werden. 
 
 

Mit freundlichen Grüßen 

 
Martin Görner 
Leiter der AAT 



 

 

NABU-Regionalverband Weimar/ Apolda e.V.·  
Ernst-Toller-Str. 2 c · 99425 Weimar 

NABU (Naturschutzbund 

Deutschland) - Regionalverband Weimar/ 

Apolda e.V. 

Ernst-Toller-Str. 2c 

99425 Weimar 

Bevollmächtigter des NABU 

Landesverband Thüringen e.V. 

NABU-Weimar@web.de 

www.NABU-Weimar.de 

 

Spendenkonto 

Sparkasse Mittelthüringen  

IBAN: DE58 8205 1000 0163 0069 11        

BIC: HELADEF1WEM  

 

Steuer-Nr. 161/141/03490 

 

Der NABU ist ein staatlich anerkannter 

Naturschutzverband (nach § 63 BNatSchG)  

und Partner von Birdlife International.  

Spenden und Beiträge sind steuerlich 

absetzbar. Erbschaften und Vermächtnisse 

an den NABU sind steuerbefreit. 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

wir bedanken uns für die Beteiligung als anerkannter Naturschutzverband.  

Anbei senden wir Ihnen als Bevollmächtigte des Landesverbandes Thüringen unsere 
Stellungnahme. 

Nr. Stellungnahme 

1 Zunächst weisen wir auf die Pflicht zum sorgsamen Umgang mit Boden 

und Landschaft hin: 

„Nachhaltige Entwicklung, vorausschauende Planung – Das 

Vermeidungsgebot nach §§ 13 und 15 Abs. 1 BNatSchG  

Der Verursacher eines Eingriffes ist verpflichtet, in allen Phasen der 

Planung und Umsetzung eines Projektes Vorkehrungen dafür zu treffen, 

dass vermeidbare Beeinträchtigungen unterlassen werden. Dieses 

Vermeidungsgebot, das vermeidbare Beeinträchtigungen gar nicht erst 

stattfinden lassen soll, gewinnt angesichts des rapiden Verlustes von 

biologischer Vielfalt einen zunehmend höheren Stellenwert. 

Insbesondere kommt es darauf an, die Beeinträchtigung intakter 

Funktionen, die besondere Bedeutung für den Erhalt der biologischen 

Vielfalt auf genetischer, artspezifischer und landschaftlicher Ebene 

haben, zu vermeiden. Daraus und auch aus der im BNatSchG 2009 

eingeführten Begründungspflicht für nicht vermeidbare 

Beeinträchtigungen ergibt sich ein noch zu schärfender Arbeitsauftrag in 

der Bauleitplanung sowie in der Fachplanung.“ 

(Quelle: 

https://www.bfn.de/themen/planung/eingriffe/eingriffsregelung.html) 

2 Umweltbericht, Tabelle Seite 27 

Die Schutzgüter Pflanzen/ Tiere, Boden, Klima, werden nur gering 

bewertet oder höchstens mittel. Nach unserer Einschätzung werden 

diese Schutzgüter zu gering bewertet. Jede Versiegelung von Boden 

stellt eine erhebliche Beeinträchtigung dar, die ausgeglichen werden 

muss. Auch viele kleinere Gebiete die versiegelt werden, wirken sich am 

Ende in Summe auf das Stadtklima aus. Dachbegrünung für Carports 

KEM Kommunalentwicklung Mitteldeutschland 
GmbH 
Unterlauengasse 9 
07743 Jena 
 
per E-Mail an: bartholomaeus@ke-
miiteldeutschland.de 

NABU Weimar/ Apolda 

 

Claudia Sörgel-Munz 

Vorsitzende 

T:  0176 96 46 06 07 

E: soergel-nabu@web.de 

 

 

Weimar, 16.11.2021 AZ: vba 
Stadt Bad Sulza, 2. Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Walzel“ 
Frühzeitige Beteiligung gem. §3 Abs. 1 BauGB 
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und Garagen wäre eine zusätzliche Maßnahme, die festgesetzt werden 

könnte, ebenfalls wie die Versickerung des Regenwassers der Dächer 

auf dem Grundstück und Zisternennutzung dort, wo eine Versickerung 

des Regenwassers (Dachflächenwassers) nicht möglich ist aufgrund der 

Bodenverhältnisse. Je nach Baugrund kann die Zisterne auch mit einer 

Sickereinrichtung kombiniert werden. “Im Entwässerungskonzept wird 

auf die Nutzung von Regenwasser, die Verwendung von durchlässigen 

speicherfähigen Materialien zur Oberflächenbefestigung, die Ableitung 

von Niederschlagswasser in offenen Mulden sowie die dezentrale 

Rückhaltung und Versickerung/Verdunstung in naturnahen offenen 

Mulden und Becken orientiert.”- Seite 7 Umweltbebricht. Das klingt nicht 

nach einer Festsetzung, eher nach einem Wunsch. Wo ist das 

Entwässerungskonzept zu finden?  

Grünland ist wichtiger Lebensraum für Insekten, deren Vorkommen oder 

Nicht-Vorkommen von der Pflege und Artensprektrum der Wiese 

abhängt. Das Potential ist aber auf jeden Fall gegeben. Grünland ist 

auch Nahrungsraum für Vögel und in Verbindung mit dem 

Gehölzbestand mit hoher Wahrscheinlichkeit auch Jagdgebiet für 

Fledermäuse.  

Im Endergebnis werden geringe Auswirkungen auf den Naturhaushalt 

bescheinigt, da man Maßnahmen zur Vermeidung und Kompensation 

durchführen kann. Jede Siedlungserweiterung und jeder Straßenausbau 

stellt zunächst eine nachhaltige und erhebliche Auswirkung dar. 

Kompensationsmaßnahmen innerhalb desselben Plangebietes können 

dies nicht vollständig kompensieren. 

3 Das man bei EINER Begehung im März keine Brutplätze findet, sagt 

leider nichts aus. Für eine fachlich fundierte Erfassung müsste man von 

März bis Juni pro Monat mind. 1 x die Fläche in den frühen 

Morgenstunden begehen und verhören, und zwar durch einen 

Ornithologen. 

4 “Jeder Gemeinde ihr Biotop” (vorzugsweise ein Feuchtbiotop, Weiher / 

Teich oder auch Blühwiese, Streuobstwiese). Dieses Konzept wurde in 

Süddeutschland schon 1988 vom renommierten Ornithologen Peter 

Berthold entwickelt und dort schon hundertfach umgesetzt. Mittlerweile 

auch schon in anderen Bundesländern. “Ein bundesweiter 

Biotopverbund soll den rasanten Rückgang der Artenvielfalt stoppen”. 

Ein solches Biotop vornehmlich im Offenland zu schaffen, in 

angemessener Größe und möglichst mit Erweiterungspotential, möchten 

wir auf diesem Weg anregen. Auch im Zusammenhang mit weiteren 

Siedlungserweiterungen/ Neubebauungen. Damit könnte man den 

Verlust von Boden und Lebensraum annähernd ausgleichen. 

Voraussetzung ist, das die Grundstücke in öffentlicher Hand sind, dass 

die Verfügbarkeit gegeben ist. Man könnte zunächst alle städtischen 

Grundstücke die außerhalb der Bebauung liegen, auf ihre Eignung hin 

prüfen (z. B. für Blühstreifen an öffentlichen Wegen). Oder man sichert 

sich ein Vorkaufsrecht für besonders interessante Bereiche, wie zum 

Beispiel in Auen. Auenbiotope/ Feuchtbiotope stehen faktisch auf der 

Roten Liste, ihr Erhalt oder die Neuschaffung ist von höchstem Wert. 

Quelle: https://www.mpg.de/biotopverbund-deutschland 
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Mit freundlichen Grüßen 

 

Im Auftrag des Landesverbandes 

Bevollmächtigte des Landesverbandes nach § 63 

i. A. C. Sörgel-Munz 

Vorsitzende 

NABU Regionalverband Weimar/ Apolda e.V. 



Wald. Deine Natur. 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. 

Lindenhof 3 • 99998 Mühlhausen/OT Seebach 

Landesvorsitzender 

Dipl.-Kaufmann Matthias Wierlacher 

KEM Kommunalentwicklung Mitteldeutschland GmbH 

z. Hd. Herrn Bartholomäus

Landesgeschäftsführer 

Tobias Söllner 

Unterlauengasse 9
07743Jena

Ihr Zeichen 

vba 

Stadt Bad Sulza 

Ihre Nachricht vom 

11.10.2021 

Unser Zeichen 

kri 

Datum 

04.11.2021 

2. Änderung des Bebauungsplanes „auf dem Walzei"
frühzeitige Beteiligung gemäß § 3 Abs. 1 BauGB
Gemarkung Bad Sulza, Flur 3, Flurstücke 622/3, 622/4,637 /1,637 /2,638, 639,640/4, 647 /5 (teilw.),
648/4 (teilw.), 649/3, 650/7, 650/6 und 658/21 (teilw.)

Stellungnahme der Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. (SDW) 

Sehr geehrter Herr Bartholomäus, 

als anerkannter Naturschutzverband nach § 63 BNatSchG gibt es von Seiten der SDW zu der 2. 
Änderung des o.g. Bebauungsplans keine Einwände. Der Umweltbericht ist nach Anlage 1 i.V.m. § 2 

Abs. 4 und § 2a Satz 2 Nr. 2 BauGB zu erstellen. 

Mit freundlichen Grüßen 

0 
Tobias Söllner 
Landesgeschäftsführer 

Schutzgemeinschaft Deutscher Wald Landesverband Thüringen e.V. 

Lindenhof 3 

99998 Mühlhausen/OT Seebach Tel.: (03601) 42 70 40 

Steuernummer: 157 /142/09490 Web: www.sdw-thueringen.de 

AG Mühlhausen VR 460204 Mail: info@sdw-thueringen.de 

Bankverbindungen: SPK Unstrut-Hainich (BIC: HELADEFlMUE) Anerkannter Verband nach dem 

IBAN Geschäftskonto: DE90 8205 6060 0552 0008 68 Bundesnaturschutzgesetz / Bund 

IBAN Spendenkonto: DE27 8205 6060 0552 0002 56 zur Förderung der Landespflege 

Spenden sind steuerlich abzugsfähig und des Naturschutzes 
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Landesanglerverband Thüringen 
Verband der Fischwaid und zum Schutz 

der Gewässer und Nature.V. 
Anerkannte Naturschutzvereinigung nach § 63 Bundesnaturschutzgesetz 

LAVT • Postfach 800108 • 99027 Erfurt 

KEM Kommunalentwicklung 
Mitteldeutschland GmbH 
z.H. Herr Bartholomäus
Unterlauengasse 9
07743 Jena

_J 

Hauptgeschäftsstelle 

Magdeburger Allee 34 
99086 Erfurt 

Telefon (0361) 6 46 42 33 
(0361) 78 97 5710 

Telefax (0361) 2 62 2914 
Mobil (0162) 2 76 66 22 

eMail info@lavt.de 
www.lavt.de 

Ihre Zeichen Ihre Nachricht vom Unsere Zeichen 
216-2021 FK

Datum 
2021-10-27 

Stellungnahme des Landesanglerverbandes Thüringen e.V zum Vorhaben: 2. 
Änderung des Bebauungsplanes „Auf dem Walzel" der Stadt Bad Sulza 

Sehr geehrter Herr Bartholomäus, 

wir danken Ihnen für die Übersendung der Unterlagen zum o.g. Vorhaben. Der 
Landesanglerverband Thüringen e.V. (LAVT) fühlt sich vorrangig dem Schutz und der 
Pflege der Natur, der Gesunderhaltung der Gewässer zum Wohle der Allgemeinheit und 
dem Erhalt des Angelns für seine Mitglieder verpflichtet. 

Nach Prüfung der Unterlagen kann festgestellt werden, dass keine Gewässer direkt 
betroffen sind. 

Die betroffenen Flächen sind von keiner rechtskräftigen Unterschutzstellungsverordnung 
nach Naturschutzrecht betroffen. Besonders geschützte Biotope nach § 30 BNatSchG 
i.V.m. 18 Thüringer Naturschutzgesetz (ThürNatG) sind unmittelbar auf den
vorgesehenen Flächen nicht nachgewiesen.

Die Auswirkungen auf die Flora und Fauna werden als vertretbar bewertet. 

Den im Umweltbericht vorgeschlagenen Maßnahmen zur Minimierung nachteiliger 
Auswirkungen schließt sich der Landesanglerverband Thüringen e. V. an. 

Wir wünschen Ihnen viel Erfolg bei der Durchführung des Vorhabens . .

Für Fragen stehen wir Ihnen natürlich gerne zur Verfügung. 

Mit freundlichen Grüßen 

i.A. Fabian Kohlermann
leitender Mitarbeiter LA VT

Präsident: Geschäftsführer: 
Dietrich Roese Andre Pleikies 

Sparkasse Mittelthüringen 

IBAN: DE37 8205 1000 0130 1013 97 
BIC: HELADEF1WEM 

VR-Nr.: 99 
Amtsgericht Erfurt 
St.-Nr.: 151/142/16523 




